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Der Lehrer L kaufte Anfang 2016 bei dem Vertragshändler (H) der WV-Gruppe (W) einen
neuen WV-Flog-Diesel. Im Rahmen des Verkaufsgespräches informierte H den L umfang-
reich über alle technischen Daten des Fahrzeugs und übergab ihm zudem eine Broschüre,
welche sämtliche technischen Daten wie auch Messwerte enthielt. So ausgestattet und infor-
miert entschloss sich der L das Fahrzeug zu kaufen, woraufhin der H das Fahrzeug bei der W
in Hamburg bestellte und es dem L wenige Wochen später übergab. Zum Abschluss des
Jahres 2017 erfolgte die Einstellung der Produktion dieser Bau- und Modellreihe des WV-
Flog-Diesel seitens der W.

Im Herbst 2016 wurde öffentlich bekannt, dass die W die Abgaswerte bei Dieselfahrzeugen
mithilfe einer Software in der Steuerelektronik seit Jahren so manipuliert hatte, dass die
vorgeschriebenen Grenzwerte der EG-FGV ausschließlich auf einem Prüfstand, nicht aber im
normalen Straßenverkehr erzielt wurden. Die W verfolgte damit einzig das Ziel, erheblich
teurere Lösungen der Abgasreinigung zu vermeiden. Werbekampagnen der W, welche die
Dieselfahrzeuge als besonders sauber und umweltfreundlich darstellten, stellten sich somit als
irreführend heraus.

Für die betroffenen Dieselfahrzeuge hatte der Verstoß gegen die EG-FGV das Erlöschen der
Betriebserlaubnis in Deutschland zur Folge. Daher wurde zwischen der W und dem Kraft-
fahrtbundesamt eine Übereinkunft dahingehend getroffen, dass eine Stilllegung der betroffe-
nen Fahrzeuge nicht erfolgen solle, soweit die W ein die Manipulation behebendes Software-
update auf die betroffenen Fahrzeuge aufspiele. Zu diesem Zeitpunkt war schon bekannt, dass
ein solches Softwareupdate erst entwickelt werden musste und deshalb nicht zeitnah zur
Verfügung stünde. Mit dem Update war zudem die Gefahr verbunden, dass es zu einem
erhöhten Kraftstoffverbrauch bei der Inbetriebnahme des Pkw komme und darüber hinaus
eine schlechtere Motorleistung und Langzeitschäden am Motor nicht ausgeschlossen waren.
Die Kosten für dieses Softwareupdate bezifferte die W mit 0,05 % des Neuwagenpreises.

Mehrere Städte verhängten Fahrverbote für Dieselfahrzeuge. Zudem wurde durch die Medien
bekannt, dass der bei der W verantwortliche Projektleiter P der Motorenentwicklungsabtei-
lung die Entwicklung und den Einbau der Manipulationssoftware vorangetrieben hatte und
der Vorstandsvorsitzende Q der W über diesen Vorgang unterrichtet gewesen war. Diese
Vorgehensweise war seitens Q unter strenger Geheimhaltung begrüßt worden.

L kann eine derart kriminelle Energie nicht nachvollziehen und erklärt daher Anfang 2019
gegenüber H, dass er an dem Kaufvertrag nicht länger festhalten wolle. Vielmehr verlange er,
dass H ihm den Kaufpreis zurückzahle und das Fahrzeug zurücknehme. H ist der Ansicht,
dass ein solches Verlangen des L im Hinblick auf die Verjährung wenig erfolgversprechend
sei.

Prüfen Sie die Erfolgsaussichten einer Klage des L gegen H.

Abwandlung 1: Soweit eine solche Klage des L gegen H keine Aussicht auf Erfolg haben sollte und L
sich daher im Herbst 2019 mit einem Schadensersatzbegehren wegen des erheblich verminderten
Wiederverkaufswert seines Fahrzeugs an die W wendet, hätte dann eine Klage des L gegen W im
Hinblick auf eine Verjährungseinrede der W Aussicht auf Erfolg?

Abwandlung 2: Wie sind die Erfolgsaussichten des L hinsichtlich seines Begehrens im Grundfall, wenn
W die Produktion dieser Bau- und Modellreihe des WV-Flog-Diesel nicht einstellt?

Prozessuales: L hat von einer Musterfeststellungsklage als Prestigeobjekt der Regierungskoalition
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gehört. Beschreiben Sie die wesentlichen Regelungen der Musterfeststellungsklage und stellen Sie deren
rechtliche Probleme in den Grundzügen dar.

& LÖSUNG

A. L GEGEN H AUS §§ 433, 434, 437 NR. 2, 323, 346 BGB AUF RÜCKZAHLUNG DES
KAUFPREISES ABZÜGLICH GEZOGENER NUTZUNGEN ZUG UM ZUG GEGEN RÜCK-
GABE DES WV-FLOG-DIESEL

I. Kaufvertrag

1. Zustandekommen

Hinweis: Das Zustandekommen eines Kaufvertrages zwischen L und H ist unproblematisch, es sollte
aber der Vollständigkeit halber in aller Kürze dargelegt werden.

2. Anfechtung

a) Anfechtungserklärung

L müsste gegenüber H nach § 143 I BGB die Anfechtung des Kaufvertrages erklärt haben. Es
ist ausreichend, dass der L gegenüber H zum Ausdruck gebracht hat, nicht mehr an den
Kaufvertrag gebunden sein zu wollen. Eine Anfechtungserklärung liegt somit vor.

b) Anfechtungsgrund

aa) § 119 II BGB. Es müsste ein Anfechtungsgrund bestehen. Als ein solcher kommt § 119 II
BGB in Betracht. Dieser Anfechtungsgrund des § 119 II BGB ist bei Irrtümern über die
Eigenschaften einer Sache einschlägig. Eigenschaften einer Sache sind hierbei nur solche
dauerhaften Faktoren, die den Wert der Sache unmittelbar bestimmen. Der Wert einer Sache
selbst ist keine zur Anfechtung berechtigende Eigenschaft.

Vorliegend kommt der Anfechtungsgrund des § 119 II BGB zwar grundsätzlich in Betracht.
Die Einhaltung der Schadstoffgrenzwerte über die straßenverkehrsrechtliche Zulassung des
Fahrzeugs entscheidet wesentlich über die Nutzbarkeit des Pkw im Straßenverkehr. Es
handelt sich um einen wertbildenden Faktor.

Problematisch ist jedoch das Verhältnis von § 119 II BGB zu den §§ 434 ff. BGB. Eine
Anfechtung nach § 119 II BGB wird für einen Käufer nach Gefahrübergang durch die
spezielleren Regelungen des Gewährleistungsrechts verdrängt. Die §§ 434 ff. BGB sind vor-
rangig (Palandt/Ellenberger, BGB, 78. Aufl. 2019, BGB § 119 Rn. 28). Eine Anfechtung nach
§ 119 II BGB scheidet daher aus.

bb) § 123 BGB. In Betracht kommt ferner eine Anfechtung nach § 123 BGB. Anders als der
Anfechtungsgrund aus § 119 BGB ist der Anfechtungsgrund aus § 123 BGB nie gesperrt.
§ 123 II BGB ist einschlägig, soweit die Täuschung durch einen Dritten verübt wird.

Vorliegend war H nicht bekannt, dass die Software des Autos manipuliert gewesen ist und
dass die Werbekampagne der W irreführend war.

Erforderlich ist daher, dass eine mögliche Täuschung durch die W dem H zugerechnet
werden kann. Die Zurechnung einer möglichen Täuschung durch die W richtet sich nach
§ 166 BGB bzw. § 278 BGB. Eine solche Zurechnung scheitert vorliegend daran, dass H als
Händler weder Wissensvertreter noch Erfüllungsgehilfe des Herstellers, also der W, gewesen
ist (Hesse NJW 2019, 257 [260 f.]). Eine Anfechtung nach § 123 BGB kommt somit ebenfalls
nicht in Betracht.

Der Kaufvertrag besteht daher fort.

II. Nicht vertragsgemäße aber mögliche Leistung: Behebbarer Sachmangel bei
Gefahrübergang

1. Sachmangel, § 434 I 2 Nr. 2 und S. 3 BGB

Es müsste ein Sachmangel vorliegen. Nach § 434 I 2 Nr. 2 BGB ist eine Sache frei von
Sachmängeln, wenn eine Beschaffenheit zwar nicht vereinbart ist, die Sache sich jedoch für

Anfechtung
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